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Wirtschafts- und Digitalisierungsausschuss des Landtags Schleswig-Holstein
Informationen der DB im Nachgang zur Sitzung am 30. April 2025

Trassenpreise

Zur Information fiigen wir eine Ubersicht zum Thema bei. Bitte beachten Sie, dass die Version
aus dem Jahr 2024 ist. Ein aktuelleres Dokument gibt es bisher nicht, da die Entwicklung fur die
Jahre 2025/2026 noch unklar ist.

Stichtagsregelung / Eisenbahninbetriebnahmeverordnung

Zur Information figen wir ein Positionspapier der DB zur Stichtagsregelung bei. Das Thema
Stichtagsregelung wurde auch in den Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung
aufgenommen.

Schienenanbindung Feste Fehmarnbeltquerung
Baderbahn

Die nérdliche Anbindung der Badderbahn Richtung Neustadt i.H. wird in die Planung
aufgenommen. Daflr wird bei Haffkrug statt dem bisher geplanten Prellbock eine Weiche
gebaut. Dies entspricht dem mehrheitlichen Wunsch der Region, was zahlreiche Einwendungen
im Verfahren gezeigt haben. Die Anpassung wird als Plananderung flr den Abschnitt 2
(Sierksdorf — Altenkrempe) eingebracht.

Auf die Planungen der Schienenanbindung der Festen Fehmarnbeltquerung hat dies keine
Auswirkungen.

BaustraBen in GroBenbrode

Wie auf Fehmarn (Abschnitt 6) sind auch in GroBenbrode (Abschnitt 5.2) BaustraBen geplant:
von Hohe Bergmuhle bis zur K42 Hohe Mittelhof. Von dort fihrt die BaustraBe an die B207 heran,
verlauft dann parallel zur BundesstraBe und endet Hohe NordlandstraBe.

Die BaustrafB3e bis Mittelhof wird permanent als Instandhaltungsweg (nicht 6ffentlich) erhalten.
Fir den Poller am StraBeneingang haben dann auch die Rettungskrafte standardmaBig einen
Schlissel und konnen die StraBe nutzen.

Es stimmt, dass die Baufahrzeuge zunachst Uber das 6ffentliche Wegenetz (E47 und K42 bzw.
Ausfahrt Heiligenhafen) zur BaustraBe kommen mussen. Die meisten Bewegungen finden
anschlieBend aber innerhalb des Baufeldes Uber die BaustraBen statt. Auf Fehmarn ist es
genauso. Die Baufahrzeuge fahren von der B207 ab und bewegen sich dann auf den BaustraBen
uber die Insel. Dort sind die Erfahrungen mit dem Konzept sehr positiv.


Textfeld


Flachenmanagement

Die Fachleute im Projektteam setzen die Gesprache zu Flachenthemen der Gemeinde
GroBenbrode jederzeit gerne fort. Aktuell liegt der DB die Aussage der Gemeinde vor, dass diese
zunachst den Flachenbedarf fur das Bahnhofsumfeld ermitteln mochte, bevor sie die
Gesprache zum Thema wieder aufnehmen mochte.

Mit privaten Grundstuckseigentimern sind die DB-Flachenmanager im Austausch. Wir bitten
um Verstandnis, dass aus Datenschutzgrinden keinerlei Aussage zu konkreten
Verhandlungsinhalten getroffen werden kann.

Die Fachabteilung steht 6ffentlichen und privaten Fldcheneigentimern jederzeit fur Fragen und
persdnliche Gesprache zur Verflgung. Sie ist unter den allen Betroffenen bekannten
Kontaktdaten oder per E-Mail an die allgemeine Projektadresse
anbindung-fbq@deutschebahn.com zu erreichen.

Generalsanierung Hamburg - Berlin 2025/26

Zum aktuellen Projektstand der Generalsanierung Hamburg — Berlin wurde am 21.05.2025 eine
Presseinformation der Deutschen Bahn verdffentlicht, welche insbesondere auf die Vergabe der
ausstehenden Bauleistungen im Bereich Hamburg und Schleswig-Holstein eingeht. Die
Vorbereitungen des GroBprojekts schreiten voran und die Bauarbeiten sollen am 01.08.2025
punktlich starten. Die Presseinformation wurde den Mitgliedern des Ausschusses am
21.05.2025 zur Verfligung gestellt.


mailto:anbindung-fbq@deutschebahn.com

21. Mai 2025, 14:00 Uhr Q Hamburg/Berlin

Hambu_rg—Berlin: DB vergibt
planmaBig letzte Bauauftrage fir
Generalsanierung

Bauunternehmen fur den Streckenabschnitt zwischen Hamburg-Rothenburgsort
und Buchen gebunden « Umfassende Arbeiten an Schienennetz und Bahnhofen
starten am 1. August 2025 « Planungen fur ETCS-Ausrustung angepasst

Die Deutsche Bahn (DB) ist mit den Vorbereitungen fur die Generalsanierung der Strecke Hamburg—Berlin auf
der Zielgeraden. Auch fur den letzten Bauabschnitt zwischen Hamburg-Rothenburgsort und Buchen sind nun
Firmen gebunden. Im Rahmen eines europaweiten Ausschreibungsverfahrens haben die Unternehmen
Rhomberg Sersa Rail Holding GmbH, Eurovia GmbH, Axians GA Netztechnik GmbH, Knapp Engineering
GmbH, CRS griintechnik GmbH, SPL Powerlines Germany GmbH, SPITZKE SE sowie eine
Arbeitsgemeinschaft aus Schweerbau GmbH & Co. KG, Joseph Hubert GmbH & Co. KG sowie Wiebe Holding
GmbH & Co. KG den Zuschlag erhalten. Die gewerketibergreifende Koordination der Arbeiten erfolgt durch die
fur das Schienennetz zustandige, gemeinwohlorientierte DB InfraGO. Damit steht einem planmafigen Start der
Generalsanierung am 1. August 2025 nichts mehr im Weg. Bis 30. April 2026 sollen die Arbeiten
abgeschlossen sein.

Dr. Philipp Nagl, Vorstandsvorsitzender der DB InfraGO: ,Bei der Generalsanierung der Strecke
Hamburg—Berlin kdnnen wir bereits auf Erfahrungen aus dem Pilotprojekt Riedbahn zurlickgreifen. Dies hat
sich nun bei der Vergabe bewahrt: Die Neuausschreibung im Herbst vergangenen Jahres hat flir mehr
Wettbewerb gesorgt und wir haben deutlich bessere Angebote von den Bauunternehmen erhalten. Die
Vorplanungen sind bereits abgeschlossen, so dass das Projekt voll im Zeit- und Kostenplan ist.”

Gleichzeitig hat die DB ihre Planungen fir die Ausristung der Strecke Hamburg—Berlin mit dem europaischen
Zugbeeinflussungssystem ETCS (European Train Control System) angepasst. Beim Pilotprojekt Riedbahn hat
sich gezeigt, wie komplex und zeitaufwandig die Montage und Abnahme der neuen Technik als
Doppelausristung mit den konventionellen Sicherungssystemen ist. Daher wird die DB wahrend der
Generalsanierung der Strecke Hamburg—Berlin die Stellwerke sowie die Achszahltechnik auf den zukunftigen
Einsatz von ETCS vorbereiten. Die konventionellen Zugsicherungssysteme PZB (punktférmige
Zugbeeinflussung) und LZB (linienférmige Zugbeeinflussung) bleiben vorerst weiter in Betrieb. Eine Ausristung
mit ETCS wird in den frihen 2030er-Jahren erfolgen. Zu diesem Zeitpunkt kann die Umstellung der auf der
Strecke verkehrenden Flotten auf ETCS-fahige Fahrzeuge erfolgen. Eine aufwandige sowie kostenintensive
Doppelausristung wird damit vermieden.

Auf dem Abschnitt zwischen Hamburg-Rothenburgsort und Biichen sind wahrend der Generalsanierung
umfangreiche Arbeiten an Gleisen, Weichen und Schwellen sowie der Leit- und Sicherungstechnik vorgesehen.
In Aumuhle, Schwarzenbek und Blichen baut die DB drei neue moderne Stellwerke. AuRerdem modernisiert
die DB im nordlichsten der drei Bauabschnitte die Bahnhéfe Hamburg-Bergedorf, Schwarzenbek, Missen und
Blchen und baut sie barrierefrei aus. In Missen und Schwarzenbek werden, wie vom Land Schleswig-Holstein
bestellt und finanziert, auch die Bahnsteige verlangert. Damit kénnen ab 2027 langere Regionalziige mit mehr
Sitzplatzen zwischen Hamburg und Blichen eingesetzt werden.



Fernzige fahren wahrend der Bauarbeiten vom 1. August 2025 bis 30. April 2026 weiterhin direkt zwischen
Hamburg und Berlin. Wie bei vorherigen Baumalnahmen verkehren die Direktziige Gber Uelzen und Stendal.
Die Fahrtzeit zwischen Hamburg und Berlin verlangert sich um 45 Minuten. Zwischen Hamburg und
Rostock/Stralsund werden einzelne Fernverkehrsziige Gber Libeck umgeleitet. Zudem werden die Kapazitaten
der Regionalzlige zwischen Hamburg, Libeck und Bad Kleinen deutlich erhéht. Als Ersatz fir
Zugverbindungen im Nahverkehr, die wahrend der Bauphase nicht angeboten werden kénnen, werden in
Spitzenzeiten entlang der gesamten Strecke Hamburg—Berlin Gber 170 Busse zum Einsatz kommen, die taglich
bis zu 86.000 Kilometer zurlicklegen. Die Fahrplane sind bereits in den Auskunftsmedien,

wie www.bahn.de oder in der App DB Navigator hinterlegt.

Die Generalsanierung der Strecke Hamburg—Berlin ist wichtiger Bestandteil des Gesamtprogramms S3 zur
strukturellen Sanierung der Infrastruktur sowie von Betrieb und Wirtschaftlichkeit der DB. Auf Deutschlands
meistbefahrener Stadte-Direktverbindung erneuert die DB wahrend der neunmonatigen Bauphase unter
anderem mehr als 180 Kilometer Gleise und iber 200 Weichen. Sechs zusatzliche sogenannte Uberleitstellen
schaffen kinftig mehr Stabilitat und Flexibilitat im Betrieb. Sie sorgen daflr, dass z.B. schnellere Zlige des
Personenverkehrs langsamere Glterzlige Uberholen kénnen. AuRerdem fiihrt die DB Arbeiten an insgesamt 28
Bahnhofen durch und wertet sie mehrheitlich zu Zukunftsbahnhéfen auf — z.B. mit neuen
Gestaltungskonzepten, mehr Sitz- und Wartemdéglichkeiten sowie besseren Parkmdglichkeiten fur Fahrrader.

Hinweis fiir die Redaktionen: Umfassende Informationen zum Projekt, den einzelnen Bauabschnitten
sowie zum Verkehrskonzept fir Reisende im Regional- und Fernverkehr finden Sie
auf www.deutschebahn.com/hamburg-berlin.




THEMENDIENST

Wie Trassenpreise
errechnet und festgelegt
werden

(Berlin, 6. November 2024) Die DB InfraGO kalkuliert jahrlich die Kosten fiir die
Instandhaltung der Schieneninfrastruktur und errechnet die Entgelte, die von den
Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU) fiir die Nutzung der Trassen zu zahlen sind. Die
Antrage reicht das Unternehmen bei der Bundesnetzagentur ein. Die Bundesnetzagentur
prift die Angaben und fallt eine Entscheidung. Diese wird im ersten Quartal 2025
erwartet.

Das Grundprinzip der Entgelthildung:

m

Bundesnetzagentur legt maximal zulassiges Preisentwicklung im SPNV ist Exekutive kann gezielt Entlastungen bei
Kostenniveau fest gesetzlich auf maximal +3,0 % gedeckelt! Trassenpreisen schaffen

Unmittelbare Kosten
Zugbetrieb sGv

¥ R |
&>,

Vollkostenaufschlag gemas
der Tragfihigkeit des

betreffenden Segments

SPNV

-

Weitere Elemente

Beispiel SGV: Trassenpreistérderung mit Ziel
Erhohung Wettbewerbsfahigkeit Schiene
ggll. Stralke

DB InfraGO ermittelt Entgelte mit Ziel der SPFV und SGV missen weitere
Nachfragemaximierung Preissteigerungen alleine tragen Beispiel SGV & SPFV: Pandemiefdrderung

(1) Betrifft auch Stationspreise

Wofiir werden Trassenpreise erhoben?

Alle Kosten fiir den Betrieb und die Unterhaltung des 33.400 Kilometer umfassenden
Streckennetzes, die der Bund nicht finanziert, muss die DB InfraGO (iber Trassenentgelte
decken. Diese ,,Schienenmaut® muss von allen Nutzern der Streckeninfrastruktur gezahlt
werden. Die Preise werden so kalkuliert, dass auskdmmliche Mittel fiir Unterhaltung und
Betrieb des Netzes zur Verfligung stehen. Die Trassenpreiserhebung ist in Deutschland
streng reguliert; die Bundesnetzagentur genehmigt die Entgelte.

Die Nutzung der Informationen ist frei fiir journalistisch-redaktionelle Zwecke.
Eine offene Quelldatei steht Ihnen unter www.deutschebahn.com/presse zur Verfiigung
© Deutsche Bahn AG | Stand Juni/2024



Recap Trassenpreissystem 2025:

m

Trassenpreiserhohung +6 % Besonders starker SPNV-Preisdeckel fithrt Trassenfordermittel 2025:
zu Uberproportionaler Belastung in SPFV 350 Mio. EUR fir SGY und
und SGV 200 Mio. EUR tir SPFV beantragt,
dv. aktuell im Bundeshaushalt:
A SPNV 0.6 % 275 Mio. EUR filr SGV (30 % ggii. 2023)
SPFV +17.7 % Vel effektive Preicstei oy
. SGV +162% sl. effektive Preissteigerung
Ursachen: . X ° (jeweils ggli. Vorjahr):
= Inflationsbedingt gestiegene Personal-
und Instandhaltungskosten ~—— FUR/Trkm 2073 2004 2005
Inflation in Deutschland 2023: +5,9 % 1P ohne 3,06 3,13 3,63
= |\W. kostenneutrales Einpreisen Laufende Klagen gg. N Tmrorf (22%)  (+16.2%)
Personenbahnsteig bei gleichzeitiger BNetzA-Beschluss \K ;f;;gr‘i'm 499%  282% 1B3%
Absenkung der Stationspreise = EVU: Gegen Kopplung e
SPNV an RegG! TP inkl. 1,53 235 3,47
* DB InfraGO: Gegen SPNV-Deckelung TraFet (-465%)  (:7.9%)
i.Hv. +0,6 %?

(1) Gegen grds. Entgeltbildung SPNV gem. § 37 (2) ERegG i.V.m. § 5 (3) RegG
(2) Gegen Entkopplung von RegMittel-Entwicklung gem. § 5 Abs. (10) RegG

Was hat die DB InfraGO fiir das Fahrplanjahr 2025/2026 bei der Bundesnetzagentur
beantragt?

Im August/September 2024 hat die DB InfraGO das Stellungnahmeverfahren zu den
Nutzungsbedingungen 2026 einschlieBlich der voraussichtlichen Trassenpreisentgelte
durchgefiihrt. Den Unterrichtungs- und Entgeltgenehmigungsantrag hat die DB InfraGO
Anfang Oktober 2024 gestellt. Der Antrag der DB InfraGO beinhaltet Steigerungen
gegeniiber 2025: 23,5 Prozent fiir den Schienenpersonennahverkehr (SPNV), 1,5 Prozent
fir den Schienenpersonenfernverkehr (SPFV) sowie 8,5 Prozent fiir den
Schienengiiterverkehr (SGV). Das entspricht 16,2 Prozent insgesamt.

Flr 2026 missen vor allem die Effekte aus der Eigenkapitalerh6hung fiir die DB InfraGO
bis 2026 in H6he von insgesamt bis zu rund 21 Milliarden Euro einschlieRlich deren
Verzinsung einberechnet werden. Zusatzlich sind gestiegene Instandhaltungskosten zu
berticksichtigen.

Weshalb sollen die Trassenpreise im Nahverkehr um 23,5 Prozent steigen?

2025 sind die Giiterverkehrs- und Fernverkehrsunternehmen liberproportional von hohen
Trassenpreisen belastet. Diese Unternehmen miissen kompensieren, was an Entgelten aus
dem SPNV fehlt. Bereits seit 2018 sind die Trassenentgelte im Schienengiiterverkehr und
Schienenpersonenfernverkehr starker gestiegen als im Schienenpersonennahverkehr. Denn
eine Regelung im Regionalisierungsgesetz begrenzt hier die Entgelterh6hung pauschal auf
bisher 1,8 Prozent, ab 2026 um 3,0 Prozent und entkoppelt sie somit von den
tatsachlichen Kosten fiir Unterhaltung und Betrieb. Fiir 2025 wurde die Steigerung der
Trassenpreise im SPNV von der Bundesnetzagentur auf 0,6 Prozent begrenzt.

Dagegen klagen die DB InfraGO und eine Vielzahl von Eisenbahnverkehrsunternehmen vor
dem Verwaltungsgericht Kéln, weil sie darin einen VerstoR gegen das EU-Recht sehen. Das
Prinzip der relativen Tragfahigkeit soll eine bestmdgliche Wettbewerbsfahigkeit
ermoéglichen - tatsachlich verzerrt die Preisbremse fiir den Nahverkehr den Wettbewerb.

Die Nutzung der Informationen ist frei fiir journalistisch-redaktionelle Zwecke.
Eine offene Quelldatei steht Ihnen unter www.deutschebahn.com/presse zur Verfiigung
© Deutsche Bahn AG | Stand Juni/2024



Dass die DB InfraGO trotz Preisbremse fiir 2026 dennoch plus 23,5 Prozent fiir den SPNV
beantragt, geschieht vor dem Hintergrund dieser Klage: Sollte sich die Deckelung im SPNV
als europarechtswidrig erweisen, konnte die derzeitige Kopplung der SPNV-
Entgelterh6hung an die jahrliche Steigerungsrate der Regionalisierungsmittel entfallen.
Von diesem Szenario geht die DB InfraGO AG aus. 23,5 Prozent entsprechen der
tatsachlichen Entwicklung der vom Bund gezahlten Regionalisierungsmittel seit 2018
einschlieRlich einmaliger Erh6hungen, die bisher aulRen vor blieben. Nur wenn jetzt die
23,5 Prozent Steigerung beantragt werden, kénnen sie ggf. im Jahr 2026 realisiert werden.

Ausblick Trassenpreissystem 2026:

m

Durchschnittliche SPNV-Preisdeckel von 3 Prozent n Reduktion Kostenniveau durch u.a.
Erhohung TPS +16,2 % wiirde erneut zu iiberproportionaler = Effizienzprogramm S3
Belastung SPFV und = BSWAG-Novelle erméglicht Instand-
SGV flihren haltungsforderung durch Bund
a ®
Alternative SPNV-Tragfahigkeit fihrt zu Bund und DB InfraGO suchen nach
Ursachen: fairer Kostenverteilung einem EK-Kompensationsmechanismus

= Gestiegene Personal- und Instand-
haltungskosten durch mehr Menge

CHv. 445 % H Da DB InfraGO in jedem Fall eine faire
S Kostenverteilung anstrebt:
Vsl. Inflation in Deutschland 2024: +2,2 % N Kompensation der SPNV-Steigerung zu
; } . Antrag DB InfraGO diskutieren
= EK-Zufiihrung erhéht Verzinsungs- entsprechend N
anspruch & Abschreibungen um weitere laufender Klage _— N
+117% Ggf. weitere SGV-Trassenpreisforderung

zur Erhéhung Wetthewerhsfahigkeit
Schiene ggll. StralBe

Wie an einer Losung fiir ein faires und funktionierendes Trassenpreissystem
gearbeitet wird

Die zusatzlichen Mittel, die mit der Eigenkapitalerh6hung und den Darlehen zur Verfligung
stehen, sind wichtig, um das Schienennetz zu modernisieren. Erstmals wird es deshalb
2024 gelingen, die Uberalterung der Infrastruktur zu stoppen.

Klar ist auch: Die Eigenkapitalerh6hung und deren erforderliche Verzinsung sollten die
Eisenbahnverkehrsunternehmen nicht zusatzlich belasten. Dafiir steht die DB mit dem
Bund in fortgeschrittenen und vertrauensvollen Gesprachen. Das Ministerium will zeitnah
einen konkreten Fahrplan vorlegen, wie gemeinsam mit der Branche und den
Bundeslandern der Finanzierungsmechanismus der Schieneninfrastruktur in Deutschland
zukunftssicher gemacht werden kann. Im Jahr 2026 wird ein ,,Reset” der Trassenpreise
angestrebt, sodass die Steigerungen bei den Entgelten kiinftig wieder in fiir alle
Verkehrssegmente vertretbaren Umfangen erfolgen.

Die Nutzung der Informationen ist frei fiir journalistisch-redaktionelle Zwecke.
Eine offene Quelldatei steht Ihnen unter www.deutschebahn.com/presse zur Verfiigung
© Deutsche Bahn AG | Stand Juni/2024



DB

Notiz

Stichtagsregelung!
Problem

Bei jeder Genehmigungsentscheidung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Behor-
den-Entscheidung maligeblich. Das bedeutet, dass Planungen bis zum Abschluss des Ver-

fahrens an neue oder gedanderte Regeln, insbesondere technisches Regelwerk, anzupassen
sind. So verursachen Anderungen der Sach- oder Rechtslage mitunter verzégernde Umpla-
nungen. Ubergangsbhestimmungen fehlen regelmaRig.

Fur Larmerhéhungen infolge geanderter Verkehrsprognosen hat der Gesetzgeber dieses
Problem bereits versucht abzumildern, indem er eine Sonder-Regelung in § 18g Allgemei-
nes Eisenbahngesetz (AEG) erlassen hat. Die Praxis zu Larmerhéhungen aufgrund gean-
derter Verkehrsprognose stellen wir im folgenden Abschnitt dar.

Fiir alle anderen Anderungen der Sach- oder Rechtslage wihrend eines Genehmigungsver-
fahrens gilt, dass sie ein enormes Verzégerungspotential haben, u. a. die Ermittlung von Er-
schitterungen infolge geanderter Verkehrsprognosen.

1. Beispiel - gednderte Verkehrsprognose
1.1 Aktuelle Rechtslage

Wenn sich die Verkehrsprognose wahrend eines laufenden Planfeststellungsverfahrens
andert, gilt schon langer eine Stichtagsregelung fiir Larmprognosen (§ 18g AEG), die
das Verzogerungsrisiko auffangen soll: Das Verfahren ist mit den alten Zugzahlen zu
Ende zu fiihren, wenn

e bestimmte Larmwerte eingehalten werden und
o die Auslegung der Antragsunterlagen bereites 6ffentlich bekannt gemacht wurde.

Das Genehmigungsbeschleunigungsgesetz v. Dez. 2023 hat diese Regelung noch um
ein Wahlrecht der DB erganzt: Wenn die gesetzlichen Larmwerte des § 18g AEG vo-
raussichtlich tGberschritten werden, kann die DB

e entweder das Verfahren auch mit den neuen Zugzahlen und entsprechend gednder-
ten LarmschutzmaRnahmen weiterflihren. Ggf. ist eine erneute Offentlichkeitsbeteili-
gungen durchzufuhren. In diesem Fall betragt die Verzogerungswirkung mind. ein
Jahr und es ist mit Kostensteigerungen mind. im mittleren einstelligen Prozentbe-
reich zu rechnen (Umplanungskosten und Effekte aus Baupreissteigerung).

! Siehe auch den Koalitionsvertrag der Ampel-Regierung, S. 11 (,Wir werden méglichst friihe Stichtage fiir die anzu-
wendende Sach- und Rechtslage vorsehen®) sowie den Pakt fiir Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleuni-
gung zwischen Bund und Landern, S. 5.

C— Deutsche Bahn AG, Stand Februar 2025 Seite 1 von 3
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e Alternativ kann die DB das Verfahren mit den alten Zahlen fortsetzen. Das EBA ent-
scheidet in diesem Fall erst nach Erlass des Planfeststellungsbeschlusses tiber den
Larmschutz auf Basis der neuen Zugzahlen.

Wie bereits angesprochen, gilt § 18g AEG aber nur fiir den Larmschutz. Insbesondere
die erschiitterungstechnischen Untersuchungen muss die DB damit weiter in laufenden
Verfahren an neue Zugzahlen anpassen. Damit lauft § 18g AEG oftmals leer, weil neue
Zugzahlen sich regelmaliig sowohl auf die Larm- als auch Erschiitterungsprognose aus-
wirken kénnen.

1.2 Anderungsvorschlige

a)

b)

Allgemein

Stichtagsregelungen wiirden den Beurteilungszeitpunkt vorverlagern und so Anpas-
sungsbedarfe reduzieren. Alternativ kimen verpflichtende Ubergangsregelungen in Be-
tracht, die vorgeben, dass begonnene Planungen nur unter bestimmten Voraussetzun-
gen anzupassen sind. Jedoch ist zu beachten, dass eine allgemeine Stichtagsregelung
verfassungs- und europarechtlich unzulassig ware. Aber spezifische Stichtagsregelun-
gen konnen zulassig sein. Das BMDV hat 2022 ein qualifiziertes und umfassendes Gut-
achten zu der Problematik erstellen lassen. Es enthalt zahlreiche Regelungsvorschlage.
Nun sollte auf Basis dieses Gutachtens ein Gesetzesvorschlag fiir den Bereich der Ver-
kehrsinfrastruktur erarbeitet werfen. Der Vorschlag sollte die rechtlichen Spielraume
ausnutzen. Ubergangsvorschriften diirften niedrigeren Anforderungen unterliegen.

Speziell § 18g AEG

§ 18g AEG reicht nicht aus, um die Verfahren hinreichend zu beschleunigen. Insbeson-
dere sollte der Anwendungsbereich auf Erschitterungen ausgeweitet werden. Gestri-
chen werden sollte zudem, dass die Larmgrenzwerte der 16. BImSchV nicht erstmalig
tiberschritten werden diirfen.?

2. Bendétigte Anpassung der Verordnung iiber die Erteilung von Inbetriebnahmegenehmi-
gungen fiir das Eisenbahnsystem (EIGV)

Die Deutsche Bahn hat im Rahmen der Novellierung der EIGV am 10.10.2024 eine Stel-
lungnahme mit Anpassungsvorschldagen (sh. Anhang II) an das BMDV iibermittelt. Diese
befindet sich aktuell im Erérterungsprozess zwischen dem BMDV und dem Eisenbahn-
bundesamt. Die Stellungnahme beinhaltet u.a. den Vorschlag einer Stichtagsregelung, bis
wann Anderungen des technischen Regelwerks im Inbetriebnahmegenehmigungsverfah-
ren Berlicksichtigung finden (Frozen Standard). Mit dem Vorschlag zu § 5b NEU und § 9
soll klargestellt werden, dass in Vorhaben, die bereits ein fortgeschrittenes Entwicklungs-
stadium erreicht haben, keine spiteren Anderungen des technischen Regelwerks anzu-
wenden sind, es sei denn, sie dienen der Abwehr konkreter Gefahren. Der Vorschlag folgt
dabei der Einschatzung des Bundesministeriums flir Verkehr, Bau und Wohnungswesen

? Vgl. zu den Anderungsvorschlidgen im Detail auch die auszugsweise als Anhang I beigefiigte Stellungnahme der DB
zum Genehmigungsbeschleunigungsgesetz, S. 4 f.

eass—— Deutsche Bahn AG, Stand Februar 2025 Seite 2 von 3



[DB

vom 11.11.2002 (Gz. EW 15/14.61.00/58 B 02) zum Thema Anwendung einer neuen
Norm ohne Ubergangsfrist.

3. Anhang

.  Auszug Stellungnahme DB zum Genehmigungsbeschleunigungsgesetz, S. 4 f.
ll. Auszug Stellungnahme DB zur Anpassung der Verordnung tiber die Erteilung von Inbe-
triebnahmegenehmigungen fiir das Eisenbahnsystem (EIGV), S. 3 ff.

eass—— Deutsche Bahn AG, Stand Februar 2025 Seite 3 von 3



Anhang |

Anhang
Auszug Stellungnahme DB zum Genehmigungsbeschleunigungsgesetz, S. 4 f.

Artikel 3. Nummer. 18g AEG) - Stichtagsregelung fiir Verkehrsprognosen:

Mit dieser Regelung werden die Anwendungsméglichkeiten der in der letzten Legislatur zum
Sachverhalt Verkehrsprognose geschaffenen Stichtagsregelungen erweitert, was zu begriifen
ist. Ohne Anderungen kann diese Regelung ihr Beschleunigungspotenzial jedoch nicht hinrei-
chend entfalten.

Ferner besteht jedoch nicht nur aufgrund einer neuen Verkehrsprognose das Risiko von zeitin-
tensiven Umplanungen. In vielen Fallen verzogern sich insbesondere GroRprojekte mit ihren
ohnehin schon komplexen Genehmigungsverfahren aufgrund von Gesetzesanderungen. Ur-
sdchlich ist hierfir, dass es fir die RechimagRigkeit der Genehmigung auf die Rechislage im
Zeitpunkt ihres Erlasses ankommt. Daher missen Gesetzesanderungen bis zum Erlass der Ge-
nehmigung noch Gber Umplanungen Eingang in die Antragsunterlagen finden. Mit gesetzlichen
Stichtagsregelungen konnte hingegen festgelegt werden, dass fiir in der Vergangenheit begon-
nenen Sachverhalte weiterhin die alte Rechislage anwendbar ist.

Vor diesem Hintergrund sollte die Beauftragung eines grundsatzlichen Gutachtens erfolgen, das
Empfehlungen fir weitere Stichtagsregelungen [ Gesetzgebungsschritte (inshesondere fiir den
Maturschutz) erarbeitet. Die Empfehlungen kénnten dann im AEG oder alternativ im sektor-
dbergreifenden Planungsrecht (bspw. im Verwaltungsverfahrensgesetz) umgesetzt werden.

Bis dahin ist fir ausreichende Ubergangsregelungen in neuen Gesetzen zu sorgen und es
sollte die Beschleunigungswirkung der vorgesehenen Stichtagsregelung fiir Verkehrsprognosen
wie folgt gesteigert werden:

= Es sollten alle Aspekte, fiir die die Verkehrsprognose relevant ist, inshesondere die erschiit-
terungstechnischen Untersuchungen, in den Anwendungsbereich der Regelung integriert
werden. Da die Regelung fir andere Aspekte als den Larmschutz nicht analog herangezo-
gen werden kann (vgl. BVerwG, Urteil v. 15.102.2020 - 7 A 9.19), wirde eine ﬁtm:lerung und
Meuauslegung der Unterlagen (erschitterungstechnische Untersuchungen, aber auch z.B.
der artenschutzrechtliche Fachbeitrag) bei sich dndernden Zugzahlen weiterhin erforderlich.

Gestrichen werden sollte zudem das Kriterium, wonach die Grenzwerte der 16. BimSchV
&

nicht Gberschritten werden dirfen. Andernfalls ist - aufgrund der bereits gewonnenen Erfah-
rungen mit § 18g - der Anwendungsbereich der Stichtagsregelung des § 18 Abs. 1 AEG im
Entwurf fir die Praxis sehr gering.

= Weiterhin sollte auf die Vorgabe von § 18g Abs. 2 Satz 2 AEG im Entwurf verzichtet werden,
wonach der Triger des Vorhabens die Offentlichkeit frihzeitig Gber Anderungen der prog-
nostizierten Verkehrsentwicklung zu unterrichten hat. Vielmehr sollte das EBA die Offent-
lichkeit unterrichten. Denn zu diesem Zeitpunkt ist die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung
des Vorhabentrdgers bereits abgeschlossen und das EBA fihrt das formliche Verfahren.
Eine parallele Information sollte auch mit Blick auf die Akzeptanz von Beteiligungsformaten
vermieden werden.

= Die Regelung sollte dahingehend prdzisiert werden, dass es sich bei der einschldgigen Ver-
kehrsprognose um die Verkehrsprognose gemdag geltendem Bedarfsplan handelt, soweit
und solange nicht anderweitig gesicherte Erkenntnisse zur Verkehrsentwicklung vorliegen
und das Bundesschienenwegeausbaugesetz (BSWAG) entsprechend angepasst wurde.

= Dardber hinaus Idsst die Regelung in Verbindung mit der Gesetzesbegriindung noch zwei
Fragen offen und und erzeugt damit Rechtsunsicherheit. Es nicht geregelt, mit welchen Ver-
fahren nach Erlass des Planfeststellungsbeschlusses noch einmal dber den Larmschutz auf
Basis der neuen Verkehrsprognose zu entscheiden ist (bspw. mit Plananderungsverfahren
nach § 76 VwVfG mit voraussichtlich erneuter Offentlichkeitsbeteiligung). Nicht eindeutig ist,
ob das EBA in Fdllen des § 18g Abs. 2, 3 AEG im Planfeststellungsbeschluss zundchst
auch tber den Larmschutz auf Basis der alten Verkehrsprognose entscheidet oder erst im
Machgang, dann nunmehr auf Basis der neuen Verkehrsprognose. Fiir Letzteres spricht der
Gesetzeswortlaut ("vorbehaltlich der Entscheidung zur Larmversorgung"), fir Ersteres die
Gesetzesbegrindung. Diese sollte entsprechend des Gesetzes gefasst werden.
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2. Anpassungsvorschlage zur EIGV im Bereich der Eisenbahninfrastruktur

Geltende Fassung EIGV (Stand: Gedndert
durch Art. 2 V v. 17.6.2020 (BGBI. 1 S. 1298)

Anpassungsvorschlage im Bereich Infrastruk-
tur zu bauaufsichtlichen Verfahren (Format:

Original, Erganzung, Streiehung, Yerschoben)

Bemerkung/ Begriindung

§ 2 Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung ist oder sind:

(...)

5. ,Bestandteile des Eisenbahnsystems® die struk-
turellen Teilsysteme und die tibrige Eisenbahninf-
rastruktur;

(...)

26. ,Teilsysteme® die in Anhang Il der Richtlinie
(EU) 2016/797 aufgefiihrten strukturellen und
funktionellen Teile des Eisenbahnsystems;

27. ,ubrige Eisenbahninfrastruktur® alle baulichen
Anlagen, die nicht in den Teilsystemen Infrastruk-
tur, Energie sowie streckenseitige Zugsteuerung,
Zugsicherung und Signalgebung enthalten sind;

§ 2 Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung ist oder sind:

(.--)

5. ,Bestandteile des Eisenbahnsystems® die struk-
turellen Teilsysteme und die tibrige Eisenbahninf-
rastruktur;

(.--)

26. ,Teilsysteme® die in Anhang Il der Richtlinie
(EU) 2016/797 aufgefiihrten strukturellen und
funktionellen Teile des Eisenbahnsystems;

27. ,ibrige Eisenbahninfrastruktur® alle battichen
Anlagen, die nicht in den Teilsystemen Infrastruk-
tur, Energie sowie streckenseitige Zugsteuerung,
Zugsicherung und Signalgebung enthalten sind;

Die derzeitige Begriffsbestimmung zu den Bestandtei-
len des Eisenbahnsystem gemaR § 2., Nr. 5. und Nr.
27. EIGV suggeriert eine klare Abgrenzung zwischen
europaischen strukturellen Teilsystemen mit EG-Pri-
fung nach den technischen Spezifikationen zur In-
teroperabilitdt (TSI) und nationaler (ibrigen Eisen-
bahninfrastruktur mit Priifung durch Priifsachverstan-
dige nach den technischen Vorschriften (TV), die sich
allerdings nicht in der Anlage 2 der EIGV widerspie-
gelt. In der Anlage 2 EIGV sind strukturelle Teilsys-
teme und Ubrige Eisenbahninfrastruktur miteinander
vermischt und eng miteinander verwoben. Zur Aufl6-
sung dieser derzeitigen Diskrepanz wird vorgeschla-
gen, die Anlage 2 zu liberarbeiten und zu vereinfa-
chen. Dies ware eine grofte Vereinfachung fiir die Pra-
Xis.

§ 5a Ausnahmeverfahren betreffend die Anwen-
dung der Technischen Spezifikationen fiir die In-
teroperabilitat

(1) Der Antrag auf Zulassung von Ausnahmen von
der vollstandigen oder teilweisen Anwendung der
Technischen Spezifikationen fiir die Interoperabili-
tat ist beim Eisenbahn-Bundesamt zu stellen. Der
Antrag ist schriftlich oder elektronisch zu stellen.
Der Antragsteller muss dem Antrag die Unterlagen
nach Anhang IX Buchstabe b der Richtlinie
2008/57/EG beifiigen. Das Eisenbahn-Bundesamt
kann verlangen, dass der Antrag in elektronischer
Form und in einem bestimmten Dateiformat tiber-
mittelt wird.

(2) Stellt das Eisenbahn-Bundesamt Mangel in
dem Antrag fest, gibt es dem Antragsteller unter
Angabe der Griinde Gelegenheit zur Beseitigung
dieser Mangel.

§ 5b Ausnahmen von der Anwendung der notifi-
zierten technischen Vorschriften und der techni-
schen Vorschriften

Notifizierte technische Vorschriften oder techni-
sche Vorschriften gelten nicht fiir Vorhaben, die im
Zeitpunkt der Einfihrung der notifizierten techni-
schen Vorschriften oder der technischen Vor-
schriften oder im Zeitpunkt von deren Anderung in
einem fortgeschrittenen Entwicklungsstadium oder
Gegenstand eines in der Durchfiihrung befindli-
chen Vertrages sind.

Hiervon kénnen die notifizierten technischen Vor-
schriften und die technischen Vorschriften abwei-
chende Regelungen treffen, soweit ihre Gber-
gangslose Einfiihrung oder Anderung zur Abwehr
konkreter Gefahren fiir Leben oder Gesundheit er-
forderlich ist.

Einfligen eines § 5b NEU sowie Ergdanzung im § 9.
Begriindung siehe § 9.




Geltende Fassung EIGV (Stand: Gedndert
durch Art. 2 V v. 17.6.2020 (BGBI. 1 S. 1298)

Anpassungsvorschlage im Bereich Infrastruk-
tur zu bauaufsichtlichen Verfahren (Format:

Original, Erganzung, Streiehung, Yerschoben)

Bemerkung/ Begriindung

(3) Das Eisenbahn-Bundesamt unterrichtet die
Kommission nach Maldgabe des Artikels 7 Absatz
3 oder 4 Satz 1 der Richtlinie (EU) 2016/797 Uber
den Antrag. Es Gbermittelt der Kommission binnen
eines Jahres nach Inkrafttreten einer jeden Tech-
nischen Spezifikation fiir die Interoperabilitdt eine
Liste der Vorhaben nach § 5 Nummer 1 in fortge-
schrittenem Entwicklungsstadium auf deutschem
Gebiet.

(4) Indenin § 5 Nummer 2 und 3 genannten Fal-
len ergeht die Entscheidung, nachdem das in Arti-
kel 7 Absatz 4 Satz 3 und 4 sowie Absatz 7 der
Richtlinie (EU) 2016/797 genannte Verfahren
durchgefiihrt worden ist.

(5) Sofern das Eisenbahn-Bundesamt Ausnahmen
von der Anwendbarkeit der Technischen Spezifi-
kationen fiir die Interoperabilitat nach § 5 Nummer
1, 2 und 3 zulasst, erstellt es ein Verzeichnis der
stattdessen anzuwendenden Vorschriften und
Ubermittelt dieses der Kommission.

(6) Abweichend von Absatz 4 kann das Eisen-
bahn-Bundesamt zulassen, dass der Antragsteller
vor Abschluss des dort genannten Verfahrens die
stattdessen anzuwendenden Vorschriften anwen-
det.

(7) Die Entscheidung des Eisenbahn-Bundesam-
tes liber den Antrag ergeht schriftlich oder elektro-
nisch.

§ 9 Erfordernis der Genehmigung fiir das Inver-
kehrbringen oder der Inbetriebnahmegenehmi-
gung

(1) Das erstmalige Inverkehrbringen eines Fahr-
zeugs bedarf einer Genehmigung fiir das Inver-
kehrbringen.

(2) Die erstmalige Inbetriebnahme eines Teilsys-
tems Infrastruktur, Energie, streckenseitige Zug-
steuerung, Zugsicherung und Signalgebung sowie

§ 9 Erfordernis der Genehmigung fiir das Inver-
kehrbringen oder der Inbetriebnahmegenehmi-
gung

(1) Das erstmalige Inverkehrbringen eines Fahr-
zeugs bedarf einer Genehmigung fiir das Inver-
kehrbringen.

(2) Die erstmalige Inbetriebnahme eines Teilsys-
tems Infrastruktur, Energie, streckenseitige Zug-
steuerung, Zugsicherung und Signalgebung sowie

Der Bau von Eisenbahnbetriebsanlagen bedarf der
Planfeststellung. Deren Genehmigungswirkung um-
fasst neben dem Bau grundsatzlich auch den bestim-
mungsgemalien Betrieb. § 9 Abs. 2 EIGV schrankt
diesen Grundsatz fiir den Betrieb der Anlage ein:
Danach besteht das Erfordernis einer Inbetriebnahme-
genehmigung ,unbeschadet einer vorherigen Planfest-
stellung®, Die Norm trifft keine Aussage zum Umgang




Geltende Fassung EIGV (Stand: Gedndert
durch Art. 2 V v. 17.6.2020 (BGBI. 1 S. 1298)

Anpassungsvorschlage im Bereich Infrastruk-
tur zu bauaufsichtlichen Verfahren (Format:

Original, Erganzung, Streichtng, Yetschoben)

Bemerkung/ Begriindung

die erstmalige Inbetriebnahme der (ibrigen Eisen-
bahninfrastruktur bedarf einer Inbetriebnahmege-
nehmigung. Satz 1 gilt unbeschadet einer vorheri-
gen Planfeststellung oder Plangenehmigung fiir
das Vorhaben.

(3) Das Inverkehrbringen eines aufgeriisteten oder
erneuerten Fahrzeugs bedarf einer Genehmigung
fir das Inverkehrbringen, wenn eine in Anlage 4
genannte MaRRnahme durchgefiihrt werden soll.
(4) Einer Inbetriebnahmegenehmigung bedarf die
Inbetriebnahme

1. eines aufgeriisteten oder erneuerten Teilsys-
tems Infrastruktur, Energie, streckenseitige Zug-
steuerung, Zugsicherung und Signalgebung sowie
2. einer aufgeriisteten oder erneuerten (brigen Ei-
senbahninfrastruktur,

wenn eine in Anlage 4 genannte Malinahme
durchgefiihrt werden soll. Die in Anlage 5 genann-
ten MaRnahmen gelten als Austausch im Zuge
von Instandhaltungsarbeiten, fiir die es keiner In-
betriebnahmegenehmigung bedarf.

die erstmalige Inbetriebnahme der (ibrigen Eisen-
bahninfrastruktur bedarf einer Inbetriebnahmege-

nehmigung. Satz1-gittunbeschadeteirervorher-
Dins I N . &

tlas-Yethaben:

(2a) Absatz 2 gilt unbeschadet einer vorherigen
Planfeststellung oder Plangenehmigung fiir das
Vorhaben. Nach Unanfechtbarkeit der Planfest-
stellung oder Plangenehmigung kdnnen weitere
Anforderungen nur gestellt werden, soweit dies
zur Abwehr konkreter Gefahren fiir Leben oder
Gesundheit erforderlich ist. Satz 2 gilt nicht, soweit
Technische Spezifikationen fiir die Interoperabili-
tat, die unmittelbar geltendes Recht der Europai-
schen Union sind, etwas Abweichendes regeln.
(3) Das Inverkehrbringen eines aufgeriisteten oder
erneuerten Fahrzeugs bedarf einer Genehmigung
fir das Inverkehrbringen, wenn eine in Anlage 4
genannte MaRRnahme durchgefiihrt werden soll.
(4) Einer Inbetriebnahmegenehmigung bedarf die
Inbetriebnahme

1. eines aufgeriisteten oder erneuerten Teilsys-
tems Infrastruktur, Energie, streckenseitige Zug-
steuerung, Zugsicherung und Signalgebung sowie
2. einer aufgeriisteten oder erneuerten (brigen Ei-
senbahninfrastruktur,

wenn eine in Anlage 4 genannte Malinahme
durchgefiihrt werden soll. Die in Anlage 5 genann-
ten MaRnahmen gelten als Austausch im Zuge
von Instandhaltungsarbeiten.

mit gedndertem Regelwerk in der Phase zwischen
dem Erlass des Planrechts und dem Verfahren der In-
betriebnahme-genehmigung. Infolgedessen besteht
das Risiko, dass Bauvorhaben auch im fortgeschritte-
nen Bauzustand noch geandert werden miissen, wenn
nach Erlass des Planfeststellungsbeschlusses neues
technisches Regelwerk in Kraft gesetzt wird.
Allerdings darf in einen rechtmaRigen Planrechtsent-
scheid nach § 49 Abs. 2 VwV{G nur unter den darin
genannten Voraussetzungen eingegriffen werden.
Eine veranderte Rechtslage allein ist grundsatzlich
nicht ausreichend.

Diesen gesetzlichen Anforderungen geniigt § 9 Abs. 2
EIGV nicht:

« Die Forderung, zur Planrechtsentscheidung nach-
gangiges Regelwerk zu beachten, steht deshalb in Wi-
derspruch zum Grundsatz des Vertrauensschutzes.
Denn mit Vorliegen des bestandskraftigen Planrechts
entsteht beim Vorhabentrager eine geschiitzte
Rechtsposition, in die grundsatzlich nicht eingegriffen
werden darf. Hat der Vorhabentrager vom Baurecht
bereits Gebrauch gemacht, ist diese Rechtsposition
als Bestandsschutz nochmals verstarkt.

« Aufgrund des Grundsatzes der VerhaltnismaRigkeit
sind Eingriffe in diese Rechtsposition nur zuldssig,
wenn von dem Bauwerk eine konkrete Gefahr fiir Le-
ben oder Gesundheit ausgeht. U.a. in den Bauordnun-
gen der Lander ist diese Rechtslage auch abgebildet.

§ 27 Genehmigung zum Inverkehrbringen und
Verwenden von sicherungstechnischen oder elekt-
rotechnischen Systemen und deren Bestandteilen
(1) Sicherungstechnische und elektrotechnische
Systeme sowie Bestandteile dieser Systeme kon-
nen vom Eisenbahn-Bundesamt eine

§ 27 Genehmigung zum Inverkehrbringen und
Verwenden von sicherungstechnischen oder elekt-
rotechnischen Systemen und deren Bestandteilen
(1) Sicherungstechnische und elektrotechnische
Systeme sowie Bestandteile dieser Systeme kon-
nen vom Eisenbahn-Bundesamt eine

Die Mehrfachanwendung einer Komponente als Vo-
raussetzung fiir die Erteilung einer GluV sollte in §27
(1) 1. entfallen.

Die Eingrenzung der Erteilung einer GluV auf Mehr-
fachanwendung eines Systems fiihrt dazu, dass die




	250523_Offene Fragen_WirtschaftsausschussSH.pdf
	PM_HamburgBerlin_ DB vergibt planmäßig letzte Bauaufträge für Generalsanierung.pdf
	250523_Themendienst Trassenpreise_Nov. 2024.pdf
	250523_Notiz Stichtagsregelung_Ausschuss SH.pdf



